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Ministerium des Innern

Ministerium des Innern des Landes Brandenburg
Postfach 601165 C 14411 Potsdam

Analle
Landréte und Oberblrgermeister Potsdam, Mérz 1992
im Land Brandenburg ez /o

(Bei Antwort bitte angeben)

Bearbeiter: NEU

Hausanschiuss 2388

Runderlassill Nr. 18/1992

Betr.: Liegenschaften, die von den sowjetischen Truppen (jetzt Westgruppe der Truppen - WGT) genutzt
wurden
hier: Schreiben des Bundesministers der Finanzen (BMF) vom 31. 01. 1992,
Az.:VIB6-VV 2506 - 9/92

Ausder Nutzungspraxis bis zum 02. Oktober 1990 ist bekannt, dassdie WGT auch Liegenschaften
genutzt hat, dienicht in der Objektlistezum 31. Juli 1990 enthalten sind. Einige Liegenschaften wurden
nicht oder nicht in vollem Umfang erfasst.

DieObjektlistekann daher fir die Frage, ob essich um eine zugewiesene Liegenschaft handdlt, keine
kondtitutive Bedeutung haben. Einzig und alein dafir it ausschlaggebend, inwiewelt die Liegenschaften
fortdauernd und ausschliefdlich in Sachherrschaft der WGT waren oder nicht.

In Kenntnisdieser Sachlage hat der BMF im genannten Schreiben fir die zustdndigen Bundesbehor-
den (OFD, BVA u. a.) folgendes festgelegt, das auch fiir die rtlichen Behdrden von Bedeutung ist:

Henning-von-Tresckow-Stral3e 9 bis 13 C 14467 Potsdam C Telefon (0331) 866-0 C Telefax (0331) 866 2202 C Telex 36 2050
X.400: s=poststelle;o=mi;p=lvnbb;a=dbp;c=de C Internet: poststelle@mi.brandenburg.de


Innenministerium Brandenburg
Diese Zusammenstellung darf ohne ausdrückliche schriftliche Genehmigung der Kommunalabteilung des Innenministeriums Brandenburg in keiner Form reproduziert oder in elektronischen Medien weiterverbreitet werden.

Ministerium des Innern
des Landes Brandenburg
Kommunalabteilung
Henning-von-Tresckow-Str. 9-13
14467 Potsdam


2

1. Allevonder WGT zur Ubernahme angebotenen Liegenschaften sind grundsitzlich gemaR Art. 8
Abs. 5bis7 AAV vom zusténdigen BV A zu tibernehmen, unabhangig davon, seit wann diese
Liegenschaften durch dieWGT genutzt wurden. Wichtig dabel ist nur, dass siein Dauernutzung
der WGT waren.

DieVerfarensveiseis fur dietrtlichen Behtrden von grundséizlicher Bedeutung, weil damit auch
Liegenschaften in die Riickgabe an die Eigentiimer einbezogen werden, die nicht in der Objektliste
enthaten sind, aber fortlaufend von der WGT genutzt wurden. In diesen Féllen kénnen auch solche
Eigentimer Anspriiche auf Nutzungsentschadi gung und A bgel tung von Bel egungsschéaden nach
Art. 24 ARV in Verbindung mit Art. 4 des Gesetzes vom 12. Oktober 1990 geltend machen.

2. Furdienicht zugewiesenen Liegenschaften und andere, dienicht sténdig sondern nur im Bedarfsfdl |
genutzt wurden, sieht der Bund beziiglich auf Ubernahme und Entschédi gungsleistungen keine
Verantwortung. Dieswird auch damit begriindet, dass diese Liegenschaften gemal3 Art. 6 Abs. 1
AVYV durch dieWGT sait dem 03. Oktober 1990 nicht mehr genutzt werden dirfen. Eine Verant-
wortung des Bundes kann sich nur dann ergeben, wenn die Liegenschaften friiheres Reichs-
eigentum waren und Uber Art. 21 Abs. 3 EV bzw. Art. 22 Abs. 1 Satz 7 EV Bundeseigentum
entstanden ist.

Auf den nicht zugewiesenen Liegenschaften konnen sich jedoch aus der Nutzung vor dem 02.
Oktober 1990 Grabensysteme, Panzerstellungen u. a. Pionierstellungen befinden. Wird den
oOrtlichen Behtrden bekannt, dass von derartigen Anlagen Gefahren ausgehen und sich zur A-
ufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnungund Sicherheit Gefahrenabowehrmal3nahmenerforderlich
machen, kénnen Schadensersatzanforderungen in Abstimmung mit dem zusténdigen BV A geltend
gemacht werden. Dies setzt jedoch eine sorgfatige Prifung jedes Einzelfalles voraus.

Sollten die nicht zugewiesenen Liegenschaften wider Erwarten durch die WGT nach dem 03.
Oktober 1990 genutzt worden sein, kdnnen flr die dabel verursachten Schéden Entschédigungs-
ersatzanspriiche gemal3 Art. 24 AAV geltend gemacht werden.

3. Zudeninder Objektliste nicht erfaldten Wohnliegenschaften ergeht seitensdesBMF inKlirzeein
gesonderter Erlass.
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Ich bitte Sie darauf hinzuwirken, dassdle von der WGT freigezogenen Liegenschaften vom zustandi-
gen BV A Ubernommen und von diesen an die Eigentimer zurtckiibergeben werden.

Bittetellen Sie dem BV A auch mit, welche freigezogenen Liegenschaften noch nicht Gbernommen
wurden.

Im Auftrag

gez. H H Luhrig
(Ldhrig)
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Betr.: Nachbewertungsklauseln in Immobilienkaufvertrdgen derK ommunen

Sehr geehrte Herren!

Der Zentralverband des Deutschen Handwerks beklagt in seinem Schreiben vom 26.07.191, das zu
Ihrer ndheren Unterrichtung in Anlage beigeftigt ist, die investitionshemmende Wirkung von Nach-
bewertungsklauseln in Immobilienkaufvertrdgen durch die Kommunen. Der Zentralverband des
Deutschen Handwerks wies in verschiedenen Unterredungen darauf hin, dal3 an der Frage der
Nachbewertung vielfach Grundstiickskaufvertrage scheitern wirden. .

Ich teile die Auffassung des Zentral verbandes.

Eine generelle V erwendung von Nachbewertungsklauseln erscheint nicht sachgerecht, dafur den
raschen Aufbau der Wirtschaft in den neuen Bunded éndern jedes | nvestitionshemmnisvermieden wer-
densollte, zuma dieV erwendung solcher Klausankeinen Einflu auf die Genehmigungsfahigkeit von
Vertrégen nach § 49 Kommunalverfassungsgesetz haben diirfte.

[chwaérelhnen daher dankbar, wenn Sieim Interesse einer raschen Gesundung der mittel standigen
Wirtschaftsbereiche auf die Kommunen hinwirken kénnten, Nachbewertungsklauseln nicht zum
Gegenstand von Vertragen zu machen.

Keinen Bedenken unterliegt hingegen die Verwendung von Spekulationsabwehrklauseln, die es
ermadglichen, dal3bel einem kurzfristigen V erkauf des Grundstlicks der Spekul ationsgewinn abge-
schopft werden kann.

Mit freundlichen Grifsen
Im Auftrag

gez. Budrat
Budrat
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